
Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 1 Punkt 24.3 der öffentlichen Sitzung am 28.04.2004  -
Haushaltsplanberatungen-

Vorlage Nr. 04-F-05-0007

Vermögenshaushalt Dezernat IV - Bundesgartenschau
- Antrag der FDP-Stadtverordnetenfraktion vom 19.04.2004 -
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, zur Beauftragung einer Machbarkeitsstudie bezüglich der 
Bundesgartenschau dem Darlehensbudget 100.000 € zuzusetzen, wobei die Stadt Mainz an 
diesen Gesamtkosten angemessen zu beteiligen ist. 

Die Zusetzung könnte nötigenfalls mit einem Sperrvermerk versehen werden, dass die 
Mittel erst nach einer Grundsatzvorlage, in der die Rahmenbedingungen beider Städte 
aufgezeigt werden, frei gegeben werden.

Beschluss Nr. 0226

Der  Antrag der FDP-Stadtverordnetenfraktion vom 19.04.2004 wird angenommen.   

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .05.2004
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Winkelmann
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .05.2004

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .05.2004
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Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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